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lung, Verarbeitung, Analyse und Verbreitung statisti­
scher Angaben, zum Beispiel über den Fang, den 
Fischereiaufwand und andere Informationen,

b) die Ausarbeitung von Vorschlägen zur Koordinierung 
der wissenschaftlichen Forschung im Konventionsbe­
reich,

c) die Vorbereitung von Empfehlungen und ihre Vor­
lage zur Behandlung durch die Vertragschließenden 
Staaten, die, soweit durchführbar, auf den Ergebnissen 
wissenschaftlicher Forschungen beruhen und Maßnah­
men betreffen, die in Artikel 'X erwähnt werden.

2. Bei der Ausübung ihrer Funktionen nimmt die Kommis­
sion, wenn zweckmäßig, die Dienste des Internationalen 
Rats für Meeresforschung (ICES) und anderer internatio­
naler technischer und wissenschaftlicher Organisationen 
in Anspruch und nutzt Informationen, die von offiziellen 
Stellen der Vertragschließenden Staaten zur Verfügung 
gestellt werden.

3. Die Kommission kann Arbeitsgruppen oder andere Hilfs­
organe für die Ausübung ihrer Funktionen bilden sowie 
deren Zusammensetzung und Zuständigkeit festlegen.

Artikel X

Maßnahmen, die sich auf die Ziele dieser Konvention be­
ziehen und welche die Kommission behandeln und zu denen 
sie den Vertragschließenden Staaten Empfehlungen unterbrei­
ten kann, sind:

a) Maßnahmen zur Regelung der Fanggeräte, Vorrichtun­
gen und Fangmethoden,

b) Maßnahmen zur Regelung der Größenbegrenzung der 
Fische, die an Bord von Schiffen zurückbehalten, ange­
landet, zum Verkauf ausgestellt oder angeboten werden 
dürfen,

c) Maßnahmen zur Festsetzung von Schonzeiten,
d) Maßnahmen zur Festsetzung von Schongebieten,

e) Maßnahmen zur Verbesserung und Vergrößerung der 
lebenden Meeresressourcen, einschließlich der künstli­
chen Vermehrung und Verpflanzung von Fischen und 
anderen Meeresorganismen,

f) Maßnahmen zur Regelung der Höhe des Gesamtfanger­
gebnisses und/oder dessen Aufteilung auf die Vertrag­
schließenden Staaten oder des Fischereiaufwandes nach 
Objekten, Arten, Gebieten und Fangzeiten,

g) Maßnahmen zur Kontrolle der Durchführung der für die 
Vertragschließenden Staaten bindenden Empfehlungen,

h) andere Maßnahmen zum Schutz und zur rationellen Nut­
zung der lebenden Meeresressourcen.

Artikel XI
1. Nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Artikels ver­

pflichten sich die Vertragschließenden Staaten jede von 
der Kommission gemäß Artikel X dieser Konvention be­
schlossene Empfehlung zu dem Zeitpunkt in Kraft zu set­
zen, der von der Kommission festgelegt wurde; er darf 
jedoch nicht vor dem Ablauf der in diesem Artikel vor­
gesehenen Frist für Einwendungen liegen.

2. Jeder Vertragschließende Staat kann innerhalb von neun­
zig Tagen nach der Notifizierung einer Empfehlung Ein­
spruch dagegen erheben und ist in diesem Falle nicht 
verpflichtet, sie in Kraft zu setzen.
Ein Vertragschließender Staat kann seinen Einspruch 
jederzeit zurückziehen und die Empfehlung in Kraft set­
zen.
Wird innerhalb der Frist von neunzig Tagen Einspruch 
erhoben, so kann jeder andere Vertragschließende Staat 
innerhalb einer weiteren Frist von sechzig Tagen eben­
falls Einspruch erheben.

3. Erheben drei oder mehr Vertragschließende Staaten ge­
gen eine Empfehlung Einspruch, so sind die anderen 
Vertragschließenden Staaten damit von jeder Verpflich­
tung entbunden, diese Empfehlung in Kraft zu setzen.

4. Die Kommission notifiziert jedem Vertragschließenden
Staat sofort nach Eingang jeden Einspruch oder seine 
Rücknahme. ,

Artikel XII

1. Jeder Vertragschließende Staat trifft hinsichtlich seiner 
Staatsangehörigen und seiner Schiffe geeignete Maßnah­
men, um die Anwendung dieser Konvention und der 
Empfehlungen der Kommission, die für den Vertrag­
schließenden Staat bindend geworden sind, zu gewährlei­
sten und wird im Falle ihrer Verletzung entsprechend 
einschreiten.

2. Unbeschadet der souveränen Rechte der Vertragschlie­
ßenden Staaten in bezug auf ihre Territorialgewässer und 
der Rechte in ihren Fischereizonen, wendet jeder Ver­
tragschließende Staat durch seine zuständigen nationalen 
Stellen die ihn bindenden Empfehlungen der Kommission 
innerhalb seiner Territorialgewässer und in den unter 
seiner Fischereihoheit stehenden Gewässern an.

3. Jeder Vertragschließende Staat übermittelt der Kommis­
sion zu der von ihr festgelegten Zeit und in der von ihr 
verlangten Form die verfügbaren statistischen Angaben 
und die in Artikel IX Absatz 1 а aufgeführten Informatio­
nen sowie Informationen über alle von diesem Staat 
gemäß Absatz 1 und 2 dieses Artikels getroffenen Maß­
nahmen.

Artikel XIII

Die Kommission macht jeden Staat, der nicht Mitglied die­
ser Konvention ist, auf solche Fischereitatigkeiten seiner 
Staatsangehörigen oder Schiffe im Konventionsbereich auf­
merksam, welche die Arbeit der Kommission oder die Ver­
wirklichung der Ziele dieser Konvention beeinträchtigen kön­
nen.

Artikel XIV

Die Bestimmungen dieser Konvention finden keine An­
wendung auf Tätigkeiten, die ausschließlich zu wissenschaft­
lichen Forschungszwecken durch die von den Vertragschließen­
den Staaten dazu bevollmächtigten Schiffe ausgeführt werden 
und auch nicht auf die während dieser Tätigkeiteh gefange­
nen 'Fische und anderen Meeresorganismen. Die auf diese 
Weise gefangenen Fische und anderen Meeresorganismen 
dürfen nicht verkauft, zum Verkauf ausgestellt oder ange­
boten werden.

Artikel XV

1. Die Kommission arbeitet mit anderen internationalen Or­
ganisationen zusammen, die ähnliche Ziele verfolgen.

2. Die Kommission kann jede in Frage kommende interna­
tionale Organisation oder die Regierung jedes Staates, 
der nicht Mitglied dieser Konvention ist, einladen, als 
Beobachter an den Tagungen der Kommission oder an 
den Sitzungen ihrer Hilfsorgane teilzunehmen.

Artikel XVI

1. Jeder Vertragschließende Staat kann Änderungen dieser 
Konvention Vorschlägen. Jede vorgeschlagene Änderung 
wird der Depositarregierung unterbreitet, die allen Ver­
tragschließenden Staaten davon Mitteilung macht, welche 
ihrerseits nach Erhalt der Mitteilung die Depositarregie­
rung sobald wie möglich über die Annahme oder Ableh­
nung der Änderung in Kenntnis setzen. Die Änderung 
tritt am neunzigsten Tage nach dem Tag in Kraft, an 
dem die Depositarregierung die Notifizierung über die 
Annahme dieser Änderung wsm шШап Vertrags ch ließen - 
den Staaten erhalten hat.


